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Der Deutsche Bundestag hat in seiner 205. Sitzung am 12. Februar 2009 aufgrund 
der Beschlussempfehlung und des Berichts des Rechtsausschusses – Drucksache 
16/11906 – den vom Bundesrat eingebrachten 

    
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Bundesnotarordnung 
(Neuregelung des Zugangs zum Anwaltsnotariat) 
– Drucksache 16/4972 – 

 
in beigefügter Fassung angenommen. 
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Gesetz zur Änderung der Bundesnotarordnung  
(Neuregelung des Zugangs zum Anwaltsnotariat) 

 
 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 
Änderung der Bundesnotarordnung 

Die Bundesnotarordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil 
III, Gliederungsnummer 303-1, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, zuletzt geändert durch ..., wird wie folgt geändert: 

1. § 6 Abs. 2 bis 4 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Im Fall des § 3 Abs. 2 soll als Notar nur bestellt 
werden, wer nachweist, dass er bei Ablauf der Bewer-
bungsfrist 

1. mindestens fünf Jahre in nicht unerheblichem Um-
fang für verschiedene Auftraggeber als Rechtsanwalt 
tätig war, 

2. die Tätigkeit nach Nummer 1 seit mindestens drei 
Jahren ohne Unterbrechung in dem in Aussicht ge-
nommenen Amtsbereich ausübt, 

3. die notarielle Fachprüfung nach § 7a bestanden hat 
und  

4. ab dem auf das Bestehen der notariellen Fachprüfung 
folgenden Kalenderjahr im Umfang von mindestens 
15 Zeitstunden jährlich an von den Notarkammern 
oder Berufsorganisationen durchgeführten notarspe-
zifischen Fortbildungsveranstaltungen teilgenommen 
hat.  

Vor der Bestellung zum Notar hat der Bewerber darüber 
hinaus nachzuweisen, dass er mit der notariellen Berufs-
praxis hinreichend vertraut ist; dieser Nachweis soll in 
der Regel dadurch erbracht werden, dass der Bewerber 
nach Bestehen der notariellen Fachprüfung 160 Stunden 
Praxisausbildung bei einem Notar, den die für den in 
Aussicht genommenen Amtsbereich zuständige Notar-
kammer bestimmt, durchläuft. Die Praxisausbildung 
kann auf bis zu 80 Stunden verkürzt werden, wenn der 
Bewerber vergleichbare Erfahrungen als Notarvertreter 
oder Notariatsverwalter oder durch die erfolgreiche Teil-
nahme an von den Notarkammern oder den Berufsorga-
nisationen durchgeführten Praxislehrgängen nachweist. 
Die Einzelheiten zu den Sätzen 2 und 3 regelt die Notar-
kammer in einer Ausbildungsordnung, die der Genehmi-
gung der Landesjustizverwaltung bedarf. Auf die 
Tätigkeit nach Satz 1 Nr. 1 werden auf Antrag Zeiten 
nach Absatz 4 und Zeiten eines vorübergehenden Ver-
zichts auf die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft wegen 
Schwangerschaft oder Betreuung eines Kindes oder eines 
pflegebedürftigen Angehörigen bis zur Dauer von zwölf 
Monaten angerechnet. Unterbrechungen der Tätigkeiten 
nach Satz 1 Nr. 1 und 2 auf Grund von Ereignissen des 
täglichen Lebens bleiben außer Betracht. Nicht als Un-
terbrechung der Tätigkeit nach Satz 1 Nr. 2 gelten die in 
Satz 5 genannten Zeiten für die Dauer von bis zu zwölf 

Monaten. 

(3) Die Reihenfolge bei der Auswahl unter mehreren 
geeigneten Bewerbern richtet sich nach der persönlichen 
und der fachlichen Eignung unter Berücksichtigung der 
die juristische Ausbildung abschließenden Staatsprüfung 
und der bei der Vorbereitung auf den Notarberuf gezeig-
ten Leistungen. Im Fall des § 3 Abs. 1 ist die Dauer des 
Anwärterdienstes angemessen zu berücksichtigen. Im 
Fall des § 3 Abs. 2 wird die fachliche Eignung nach 
Punkten bewertet; die Punktzahl bestimmt sich zu 60 
vom Hundert nach dem Ergebnis der notariellen Fach-
prüfung und zu 40 vom Hundert nach dem Ergebnis der 
die juristische Ausbildung abschließenden Staatsprüfung, 
soweit nicht bei einem Bewerber, der Notar ist oder war, 
im Einzelfall nach Anhörung der Notarkammer aus-
nahmsweise besondere, die fachliche Eignung vorrangig 
kennzeichnende Umstände zu berücksichtigen sind. Bei 
gleicher Punktzahl ist im Regelfall auf das Ergebnis der 
notariellen Fachprüfung abzustellen. 

(4) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung Bestimmungen über die An-
rechnung von Wehr- und Ersatzdienstzeiten, Zeiten eines 
Beschäftigungsverbotes nach Mutterschutzvorschriften 
und Zeiten der Beurlaubung wegen Inanspruchnahme 
von Elternzeit auf die Dauer des Anwärterdienstes nach 
Absatz 3 Satz 2 sowie bei einer erneuten Bestellung über 
die Zeiten einer vorübergehenden Amtsniederlegung 
nach § 48b auf die bisherige Amtstätigkeit zu treffen. Sie 
können die Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf 
die Landesjustizverwaltungen übertragen.“ 

2. Nach § 7 werden die folgenden §§ 7a bis 7i eingefügt: 

„§ 7a 

(1) Zur notariellen Fachprüfung wird auf Antrag zu-
gelassen, wer seit drei Jahren zur Rechtsanwaltschaft zu-
gelassen ist und die Voraussetzungen für die Bestellung 
zum Notar gemäß § 5 erfüllt. 

(2) Die notarielle Fachprüfung dient dem Nach-
weis, dass und in welchem Grad ein Rechtsanwalt für die 
Ausübung des Notaramtes als Anwaltsnotar fachlich ge-
eignet ist. Sie gliedert sich in einen schriftlichen und ei-
nen mündlichen Teil. 

(3) Die notarielle Fachprüfung dient der Bestenaus-
lese. Die Einheitlichkeit der Prüfungsanforderungen und 
der Leistungsbewertung ist zu gewährleisten. Die Prü-
fung kann an verschiedenen Orten durchgeführt werden.  

(4) Der Prüfungsstoff der schriftlichen und der 
mündlichen Prüfung umfasst den gesamten Bereich der 
notariellen Amtstätigkeit. 

Die Prüfungsgebiete regelt das Bundesministerium der 
Justiz durch Rechtsverordnung, die der Zustimmung des 
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Bundesrates bedarf. 

(5) Für die von den einzelnen Prüfern vorzuneh-
menden Bewertungen und die Bildung der Prüfungsge-
samtnote gelten die §§ 1 und 2 der Verordnung über eine 
Noten- und Punkteskala für die erste und zweite juristi-
sche Staatsprüfung vom 3. Dezember 1981 (BGBl. I S. 
1243) entsprechend. 

(6) Die schriftliche Prüfung ist mit einem Anteil von 
75 vom Hundert, die mündliche Prüfung ist mit einem 
Anteil von 25 vom Hundert bei dem Ergebnis der nota-
riellen Fachprüfung zu berücksichtigen. Die notarielle 
Fachprüfung ist bestanden, wenn der Prüfling mindes-
tens die Gesamtpunktzahl 4,00 erreicht hat.  

(7) Ist die Prüfung nicht bestanden oder für nicht 
bestanden erklärt worden, kann sie einmal wiederholt 
werden. Eine bestandene Prüfung kann frühestens nach 
drei Jahren ab Bekanntgabe des Bescheides über das Er-
gebnis der notariellen Fachprüfung mit dem Ziel der No-
tenverbesserung einmal wiederholt werden.  

§ 7b 

(1) Die schriftliche Prüfung umfasst vier fünfstün-
dige Aufsichtsarbeiten. Sie dient der Feststellung, ob der 
Prüfling die für die notarielle Tätigkeit notwendigen 
Fachkenntnisse erworben hat und ob er fähig ist, in be-
grenzter Zeit mit vorgegebenen Hilfsmitteln eine recht-
lich einwandfreie und zweckmäßige Lösung für 
Aufgabenstellungen der notariellen Praxis zu erarbeiten. 

(2) Jede Aufsichtsarbeit wird von zwei Prüfern 
nacheinander bewertet. Die Namen der Prüflinge dürfen 
den Prüfern vor Abschluss der Begutachtung der Auf-
sichtsarbeiten nicht bekannt werden. An der Korrektur 
der Bearbeitungen jeder einzelnen Aufgabe soll mindes-
tens ein Anwaltsnotar mitwirken. Weichen die Bewer-
tungen einer Aufsichtsarbeit um nicht mehr als drei 
Punkte voneinander ab, so gilt der Mittelwert. Können 
sich die Prüfer bei größeren Abweichungen nicht einigen 
oder bis auf drei Punkte annähern, so entscheidet ein 
weiterer Prüfer; er kann sich für die Bewertung eines 
Prüfers entscheiden oder eine zwischen den Bewertun-
gen liegende Punktzahl festsetzen.  

(3) Die Bewertungen der Aufsichtsarbeiten werden 
dem Prüfling mit der Ladung zur mündlichen Prüfung 
bekannt gegeben. Wird mehr als eine Aufsichtsarbeit mit 
weniger als 4,00 Punkten bewertet oder liegt der Ge-
samtdurchschnitt aller Aufsichtsarbeiten unter 3,50 
Punkten, so ist der Prüfling von der mündlichen Prüfung 
ausgeschlossen und hat die notarielle Fachprüfung nicht 
bestanden. 

§ 7c 

(1) Die mündliche Prüfung umfasst einen Vortrag 
zu einer notariellen Aufgabenstellung und ein Gruppen-
prüfungsgespräch, das unterschiedliche Prüfungsgebiete 
zum Gegenstand haben soll. Das Prüfungsgespräch soll 
je Prüfling etwa eine Stunde dauern. In der Regel sollen 

nicht mehr als fünf Prüflinge gleichzeitig geprüft wer-
den. In der mündlichen Prüfung soll der Prüfling neben 
seinen Kenntnissen insbesondere auch unter Beweis stel-
len, dass er die einem Notar obliegenden Prüfungs- und 
Belehrungspflichten sach- und situationsgerecht auszu-
üben versteht. 

(2) Die mündliche Prüfung wird durch einen Prü-
fungsausschuss abgenommen, der aus drei Prüfern be-
steht. Sie müssen während der gesamten Prüfung 
anwesend sein. Den Vorsitz führt ein auf Vorschlag der 
Landesjustizverwaltungen, in deren Bereich Anwaltsno-
tare bestellt werden, bestellter Prüfer. Ein Prüfer soll 
Anwaltsnotar sein.  

(3) Bei der mündlichen Prüfung können Vertreter 
der Notarkammern und der Bundesnotarkammer, des 
Bundesministeriums der Justiz und der Landesjustizver-
waltungen anwesend sein. An den Beratungen nehmen 
nur die Mitglieder des Prüfungsausschusses teil.  

(4) Im Anschluss an die mündliche Prüfung bewer-
ten die Prüfer den Vortrag und jeden Abschnitt des Prü-
fungsgesprächs gemäß § 7a Abs. 5. Weichen die 
Bewertungen voneinander ab, so gilt der Mittelwert. So-
dann gibt der Prüfungsausschuss dem Prüfling die Be-
wertungen bekannt. Eine nähere Erläuterung der 
Bewertungen kann nur sofort verlangt werden und er-
folgt nur mündlich.  

§ 7d 

(1) Über das Ergebnis der notariellen Fachprüfung 
erhält der Prüfling einen mit Rechtsbehelfsbelehrung 
versehenen schriftlichen Bescheid. Über die bestandene 
notarielle Fachprüfung wird ein Zeugnis erteilt, aus dem 
die Prüfungsgesamtnote mit Notenbezeichnung und 
Punktwert ersichtlich ist. Bei Wiederholung der notariel-
len Fachprüfung wird ein Zeugnis nur im Falle der No-
tenverbesserung erteilt. 

(2) Gegen Bescheide, denen eine Bewertung von 
Prüfungsleistungen zu Grunde liegt, ist der Widerspruch 
gegeben. In anderen Fällen findet ein Vorverfahren nicht 
statt. Über den Widerspruch, der binnen eines Monats 
nach Bekanntgabe des Bescheides einzulegen ist, ent-
scheidet der Leiter des Prüfungsamtes. 

(3) Prüfungsentscheidungen und sonstige Maß-
nahmen im Zulassungs- und Prüfungsverfahren können 
durch einen Antrag auf gerichtliche Entscheidung ange-
fochten werden. § 111 gilt entsprechend. Der Antrag ist 
gegen den Leiter des Prüfungsamtes zu richten. Ist nach 
§ 7d Absatz 2 Satz 1 ein Widerspruchsverfahren durch-
zuführen, beginnt die einmonatige Antragsfrist mit Zu-
stellung des Widerspruchsbescheids.“ 

§ 7e 

(1) Die Prüfung gilt als nicht bestanden, wenn der 
Prüfling ohne genügende Entschuldigung nach der Zu-
lassung zur Prüfung zurücktritt, eine Aufsichtsarbeit 
nicht oder nicht rechtzeitig abgibt oder zum Termin für 
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die mündliche Prüfung nicht oder nicht rechtzeitig er-
scheint.  

(2) Wer nachweist, dass er aus einem von ihm nicht 
zu vertretenden Grund verhindert war, eine oder mehrere 
Aufsichtsarbeiten anzufertigen oder rechtzeitig ab-
zugeben, kann die fehlenden Aufsichtsarbeiten erneut 
anfertigen; die bereits erbrachten Prüfungsleistungen 
bleiben unberührt. Wer nachweist, dass er aus einem von 
ihm nicht zu vertretenden Grund die mündliche Prüfung 
ganz oder teilweise versäumt hat, kann diese nachholen. 

§ 7f 

(1) Versucht ein Prüfling, das Ergebnis der notariel-
len Fachprüfung durch Benutzung nicht zugelassener 
Hilfsmittel, unzulässige Hilfe Dritter oder sonstige Täu-
schung zu beeinflussen, so ist die betroffene Prüfungs-
leistung mit null Punkten zu bewerten. Im Fall eines 
schweren oder wiederholten Täuschungsversuchs ist die 
gesamte notarielle Fachprüfung für nicht bestanden zu 
erklären.  

(2) Wird ein schwerer Täuschungsversuch nach der 
Verkündung der Prüfungsgesamtnote bekannt, kann die 
betroffene notarielle Fachprüfung für nicht bestanden er-
klärt werden.  

(3) Ein Prüfling, der erheblich gegen die Ordnung 
verstößt, kann von der Fortsetzung der Anfertigung der 
Aufsichtsarbeit oder der mündlichen Prüfung ausge-
schlossen werden. Wird der Prüfling von der Fortsetzung 
der Anfertigung einer Aufsichtsarbeit ausgeschlossen, so 
gilt diese als mit null Punkten bewertet. Im Fall eines 
wiederholten Ausschlusses von der Anfertigung einer 
Aufsichtsarbeit oder des Ausschlusses von der mündli-
chen Prüfung gilt die notarielle Fachprüfung als nicht be-
standen.  

§ 7g 

(1) Die Durchführung der Prüfung obliegt dem bei 
der Bundesnotarkammer errichteten „Prüfungsamt für 
die notarielle Fachprüfung bei der Bundesnotarkammer“ 
(Prüfungsamt).  

(2) Das Prüfungsamt entscheidet über die Zulassung 
zur Prüfung, bestimmt die Prüfer einschließlich des wei-
teren Prüfers (§ 7b Abs. 2 Satz 5) sowie die Prüfungs-
ausschüsse, setzt die Prüfungstermine fest, lädt die 
Prüflinge, stellt das Prüfungsergebnis fest, erteilt das 
Prüfungszeugnis, entscheidet über die Folgen eines Prü-
fungsverstoßes und über Widersprüche nach § 7d Abs. 2 
Satz 1. Die näheren Einzelheiten regelt das Bundesminis-
terium der Justiz durch Rechtsverordnung, die der Zu-
stimmung des Bundesrates bedarf.  

(3) Der Leiter des Prüfungsamtes vertritt das Amt 
im Zusammenhang mit der notariellen Fachprüfung im 
Verwaltungsverfahren und im gerichtlichen Verfahren. 
Der Leiter und sein ständiger Vertreter müssen die Befä-
higung zum Richteramt haben. Sie werden im Einver-
nehmen mit den Landesjustizverwaltungen, in deren 

Bereich Anwaltsnotare bestellt werden, nach Anhörung 
der Bundesnotarkammer durch das Bundesministerium 
der Justiz für die Dauer von fünf Jahren bestellt. Eine er-
neute Bestellung ist möglich. 

(4) Bei dem Prüfungsamt wird eine Aufgabenkom-
mission eingerichtet. Sie bestimmt die Aufgaben für die 
schriftliche Prüfung, entscheidet über die zugelassenen 
Hilfsmittel und erarbeitet Vorschläge für die mündlichen 
Prüfungen. Die Mitglieder der Aufgabenkommission 
müssen über eine der in Absatz 6 Satz 1 aufgeführten 
Qualifikationen verfügen. Sie werden von dem Leiter des 
Prüfungsamtes im Einvernehmen mit dem Verwaltungs-
rat für die Dauer von fünf Jahren bestellt. Eine erneute 
Bestellung ist möglich. Die Mitglieder der Aufgaben-
kommission erhalten für ihre Tätigkeit eine angemessene 
Vergütung.  

(5) Bei dem Prüfungsamt wird ein Verwaltungsrat 
eingerichtet. Er übt die Fachaufsicht über den Leiter des 
Prüfungsamtes und die Aufgabenkommission aus. Der 
Verwaltungsrat besteht aus einem vom Bundesministeri-
um der Justiz, einem von der Bundesnotarkammer und 
drei einvernehmlich von den Landesjustizverwaltungen, 
in deren Bereich Anwaltsnotare bestellt werden, benann-
ten Mitgliedern. 

(6) Zu Prüfern werden vom Prüfungsamt für die 
Dauer von fünf Jahren bestellt:  

1. Richter und Beamte mit der Befähigung zum Rich-
teramt, auch nach Eintritt in den Ruhestand, auf Vor-
schlag des Bundesministeriums der Justiz und der 
Landesjustizverwaltungen, in deren Bereich An-
waltsnotare bestellt werden,  

2. Notare und Notare außer Dienst auf Vorschlag der 
Notarkammern und  

3. sonstige Personen, die eine den in den Nummern 1 
und 2 genannten Personen gleichwertige Befähigung 
haben, im Einvernehmen mit dem Bundesministeri-
um der Justiz und den Landesjustizverwaltungen, in 
deren Bereich Anwaltsnotare bestellt werden.  

Eine erneute Bestellung ist möglich. Die Bestellung kann 
aus wichtigem Grund widerrufen werden. Mit Vollen-
dung des 70. Lebensjahres scheiden die Prüfer aus; unbe-
rührt hiervon bleibt die Mitwirkung in einem 
Widerspruchsverfahren. 

(7) Die Prüfer sind bei Prüfungsentscheidungen 
sachlich unabhängig und an Weisungen nicht gebunden. 
Im Übrigen unterstehen sie in ihrer Eigenschaft als Prü-
fer der Aufsicht des Prüfungsamtes. Für ihre Tätigkeit 
erhalten sie eine angemessene Vergütung.  

§ 7h 

(1) Für die Prüfung und für das erfolglose Wider-
spruchsverfahren sind Gebühren an die Bundesnotar-
kammer zu zahlen. Die Zulassung zur Prüfung erfolgt 
erst, wenn die Prüfungsgebühren bei der Bundesnotar-
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kammer eingegangen sind. Tritt der Bewerber vor Antritt 
der Prüfung zurück, wird die Gebühr für die Prüfung zu 
drei Vierteln erstattet. Tritt der Bewerber bis zum Ende 
der Bearbeitungszeit für die letzte Aufsichtsarbeit zu-
rück, ist die Gebühr zur Hälfte zu erstatten. Eine Erstat-
tung von Gebühren im Falle des § 7f ist ausgeschlossen. 

(2) Die Bundesnotarkammer bestimmt die Höhe der 
Gebühren nach Absatz 1, die Einzelheiten der Gebühren-
erhebung sowie die Vergütung des Leiters und der Be-
diensteten des Prüfungsamtes, der Mitglieder der 
Aufgabenkommission und der Prüfer durch Satzung, die 
der Genehmigung des Bundesministeriums der Justiz be-
darf. 

§ 7i  

Das Bundesministerium der Justiz regelt durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates nä-
here Einzelheiten der Organisation und des Geschäftsab-
laufs des Prüfungsamtes, der Auswahl und der Berufung 
der Prüfer, des Prüfungsverfahrens sowie des Verfahrens 
zur Beschlussfassung im Verwaltungsrat.“  

3. Folgender § 120 wird angefügt: 

„§ 120 

(1) Für Besetzungsverfahren, die bei Inkrafttreten 
des Artikels 1 Nr. 1 des Gesetzes zur Neuregelung des 
Zugangs zum Anwaltsnotariat vom … (BGBl. I S. …) 
nicht abgeschlossen sind, gilt § 6 der Bundesnotarord-
nung in der bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Fassung. 

(2) Eine Zulassung zur notariellen Fachprüfung ist 
erst vom … [einsetzen: Datum des ersten Tages des 
zehnten auf die Verkündung folgenden Kalendermonats] 
an möglich.“ 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft, 
soweit in Satz 2 nichts Abweichendes bestimmt ist. Artikel 1 
Nr. 1 tritt am ersten Tag des 25. auf die Verkündung folgenden 
Kalendermonats in Kraft. 
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